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Frauen im Management in Europa 
Erste Hinweise zur Umsetzung des EU Aktionsplans 
 in ausgewählten Mitgliedsstaaten
Einleitende Bemerkungen
Bereits 1995 wurde auf der 
UN-Weltfrauenkonferenz eine Akti-
onsplattform mit zwölf Handlungsbe-
reichen erarbeitet und ratifiziert, die 
explizit das Ziel, die Möglichkeiten 
für Frauen an Entscheidungs- und 
Führungspositionen teilzuhaben zu 
verbessern, beinhaltete.1  Konkret 
wurde die Erhöhung des Anteils von 
Frauen in Entscheidungspositionen 
– durch Überprüfung relevanter Zu-
gangskriterien zu Entscheidungspo-
sitionen sowie die Verbesserung der 
(Aus)Bildungsstrukturen (Fort- und 
Weiterbildung sowie Mentorsystem) 
– beschlossen.2  Das von der UN 
angestoßene globale Thema ’Förde-
rung von Frauen in Entscheidungs-
positionen’ fand auf der Ebene der 
europäischen Institutionen Reso-
nanz.3  Anfang 2006 wurde mit dem 
„Fahrplan für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern – 2006 - 2010“ 
ein Aktionsplan erarbeitet, in dem der 
Förderung der Teilhabe von Frauen an 
Entscheidungsprozessen besondere 
Bedeutung zukommt (Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 
2006).4 Die Umsetzung der Forderung 
1 Siehe: http://www.un.org/women-
watch/daw/beijing/platform/decision.
htm#diagnosis; Im März 2009 fand in New 
York die 53. Diskussionsrunde zum Status 
von Frauen in aller Welt statt, die u. a. das 
Thema „Equal participation of women and 
men in decision-making processes at all 
levels“ beinhaltet (Informationen unter: 
http://www.un.org/womenwatch/daw/csw/
53sess.htm).
2 Auch die Weltbank initiierte im Jahr 
2006 einen Aktionsplan (Gender Equality 
as Smart Economics: A World Bank Group 
Gender Action Plan (Fiscal years 2007–
10)) zur Förderung der wirtschaftliche Teil-
habe von Frauen und der Gleichberechti-
gung der Geschlechter in wirtschaftlichen 
Schlüsselsektoren (Informationen unter: 
http://siteresources.worldbank.org/INT-
GENDER/Resources/GAPNov2.pdf).
3 Das Thema fand bereits 1984 (84/635/
EWG) Beachtung.
4 „Die ausgewogene Partizipation von 
Frauen und Männern an ökonomischen 
Entscheidungsprozessen kann dazu 
beitragen, das Arbeitsumfeld und die Ar-
beitskultur produktiver und innovativer zu 
machen und die wirtschaftliche Leistung 
in den Mitgliedsstaaten wird u. a. 
durch die Überwachung und Förde-
rung der Aktionspläne zur Gleichstel-
lung sowie durch den  Austausch von 
’Good/Best Practice’ Erkenntnissen 
und Forschungsergebnissen gewähr-
leistet (ein Überblick zum aktuellen 
Datenbestand findet sich in: Europä-
ische Kommission 2008). Darüber 
hinaus wurde ein „Europäisches Netz-
werk zur Förderung von Frauen in 
Führungspositionen“ gegründet, das 
darauf zielt die „Stellung von Frauen 
in Führungspositionen in Politik und 
Wirtschaft zu verbessern“ (Europä-
ische Kommission 2008a).
In einigen EU-Ländern sind mitt-
lerweile (auf Basis freiwilliger Verein-
barungen oder gesetzlich regulierter 
Vorgaben) Aktionspläne und Maß-
nahmen bezüglich der Angleichung 
der Teilhabe von Frauen an Entschei-
dungsprozessen in Wirtschaftsunter-
nehmen (Lohnangleichung, Gleich-
stellung bzw. Vereinbarkeit) vorgelegt 
worden. Dabei muss erstens beachtet 
werden, dass die Richtlinie 2002/73/
EG5 (Neuauflage 2006/54/EG) des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates der Europäischen Union den 
Rahmen u. a. zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich 
des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie im Bezug auf die Ar-
beitsbedingungen darstellt. Es ist so-
mit systematisch zwischen EU-Richt-
linien und Vorgaben – für alle Länder 
verbindlich – und der (obligatorischen) 
Umsetzung in das nationale Recht 
im privaten Sektor zu unterscheiden 
(zum Einfluss der EU Politiken auf na-
tionale Kontexte vgl. Walby 2004). Die 
Umsetzung der Richtlinie 2006/54/
EG ins nationale Recht wurde bis 
spätestens August 2008 gefordert. 
Zweitens ist Gleichstellungspolitik, d. 
h. Ausgleichs- bzw. Antidiskriminie-
rungsmaßnahmen, nur ein Bereich 
wohlfahrtsstaatlicher Regulierung (So-
zialpolitik), der in unterschiedlichem 
zu steigern. Voraussetzung dafür sind 
Transparenz bei Beförderungsverfah-
ren, flexible Arbeitsregelungen und das 
Angebot von Betreuungsmöglichkeiten“ 
(Kommission der Europäischen Gemein-
schaften 2006: 6f, 2009: 10f).
5 Informationen unter: http://eur-lex.eur-
opa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:
L:2002:269:0015:0020:DE:PDF.
Maße von den Interessen der Akteure 
getragen wird und in Wechselwirkung 
zu anderen Bereichen steht. Zudem 
stellen drittens die jeweiligen institu-
tionellen, sozialstrukturellen, sozial-
kulturellen und polit-ökonomischen 
Kontexte je unterschiedliche Umset-
zungsbedingungen mit unterschied-
licher Wirkung dar (Estévez-Abe 
2000, 2005a, 2005b, 2006; Soskice 
2005; Dingeldey 2007). 
Vor diesem Hintergrund soll es in 
diesem Beitrag einerseits darum ge-
hen, einige exemplarische nationale 
Aktionspläne und Maßnahmen zur 
Förderung von Frauen im Manage-
ment darzulegen und andererseits die 
Situation von weiblichem Führungs-
personal in der Wirtschaft in Ihrem 
IST-Zustand auf quantitativer Ebene 
vergleichend für Europa zu analysie-
ren. Gleichstellung wird demnach für 
die, von der OECD für Analysen zu-
grunde gelegte, Dimension der Reprä-
sentation untersucht. Das Augenmerk 
wird insbesondere auf a) den privaten 
Sektor und b) auf Länder, die jeweils 
exemplarisch für ein ’Wirtschaftsre-
gime’ stehen, gelegt: Deutschland, 
Österreich, Spanien, Norwegen und 
Schweden für koordinierte Markt-
ökonomien (CME), als Sonderfall 
Frankreich und England für liberale 
Marktökonomien (LME). Der Unter-
suchungszeitraum umfasst die Jahre 
2000 bzw. 2003 bis 2008 – da das 
Ausgangsniveau vor dem Jahr 2006 
und die Veränderung bis zum aktu-
ellen Datum erfasst werden sollen. 
Einige ausgewählte Befunde: 
nationale Policies zur Gleich-
stellung und Förderung von 
Frauen im Management in 
Europa
Aus analytischen Gründen wird 
nach Betzelt (2007) zwischen Policies 
auf betrieblicher Interventionsebene 
und sozialer Praxis unterschieden. 
Zudem werden direkte Regulierungen 
der Teilhabe von Frauen in Entschei-
dungsprozessen in der Wirtschaft 
und indirekte Regulierungen, qua 
Antidiskriminierungsmaßnahmen auf 
dem Arbeitsmarkt, betrachtet, der 
Fokus aber auf direkte Regulierungen 
gelegt.6  Die grobe exemplarische Zu-
6 Nicht explizit betrachtet werden Regu-
lierungen bezüglich der Erwerbsteilhabe, 
Lohngleichheiten, Elternzeitregelungen. 
Der Beitrag beruht in einigen Teilen 
auf Kapitel 3 des Führungskräftemo-
nitors, das die Autorin in Zusammen-
arbeit mit Dr. Ingrid Tucci verfasst hat 
(Holst u. a. 2008:135ff).
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sammenfassung7  von aktuellen, d. h. 
nach dem Jahr 2000 initiierten, natio-
nalen ’Policies’ (vgl. Betzelt 2007: 34) 
staatlicher (zentrale Pläne) und nicht-
staatlicher (dezentrale Pläne) Akteure 
zeigt Folgendes8:
• Im angelsächsischen Raum 
werden Maßnahmen für Frauen im 
Management vor allem im Sinne einer 
innovativen Personalpolitik oder ’good 
corporate governance’ (Singh und 
Vinnicombe 2006: 29) entwickelt.9  In 
oder Betreuungsarbeit.
7 Informationen zur Gesetzgebung 
im privaten Sektor stammen zum Teil 
vom Europäischen Observatorium für 
die Entwicklung der Arbeitsbeziehungen 
(EIRO) (Informationen unter: http://www.
eurofound.europa.eu/eiro/2004/02/stu-
dy/tn0402104s.htm bis 2004) und zum 
Teil aus einer Erhebung der Böll Stiftung 
(Informationen unter: http://www.gwi-boell.
de/de/web/431.htm< bis 2007).
8 Initiativen erfolgen auf staatlicher 
Ebene, auf Ebene der Unternehmen 
(betriebliche Sozialpolitik) selbst oder 
durch zivilgesellschaftliche Akteure  (vgl. 
Betzelt 2007: 34). Welche Akteure am 
Förderungsprozess von Frauen im privaten 
Sektor in welchem Maße und mit welchen 
Zielen teilhaben ist ein wichtiges Kriterium. 
In den hier ausgewählten Ländern finden 
sich im Prinzip fünf wichtige staatliche 
Maßnahmen:  
• Förderung durch Gender Mainstrea-
ming,
• Förderung der Entgeltangleichung: 
steuerliche Regelungen zur Schaffung von 
Arbeitsanreizen, geschlechtergerechte 
Tarifverträge,
• Förderung der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie,
• Förderung der Transparenz u. a. durch 
die Mitwirkung bei der Vergabe von Prädi-
katen oder Preisen, 
• Förderung des Zuganges zu Führungs-
positionen für Frauen durch gesetzlich 
verankerte Vorgaben. 
Initiativen von Nicht-Regierungsorganisa-
tionen und den Tarifpartnern, wie Gewerk-
schaften und Arbeitergebervereinigungen, 
und den Unternehmen selbst interagieren 
mit staatlichen Maßnahmen:
• Förderung der Heterogenität: Diver-
sity Management im Zusammenhang mit 
Änderungen der Geschlechter-Leitbilder 
und Trainingsprogrammen in den Unter-
nehmen,   
• Förderung der Kommunikation und 
der Transparenz: Schaffung von Kommu-
nikationsplattformen und Netzwerken für 
Frauen in Führungspositionen, Coaching 
und ’Mentoring’-Angebote für weibliche 
Führungskräfte und Erstellung von Unter-
nehmen-Rankings nach Gleichstellungs-
kriterien.
9 Zum Beispiel die von der Unterneh-
mensseite initiierte Kampagne ’Opportuni-
ty Now’, die sich u. a. zum Ziel setzt, den 
Frauenanteil in Managementpositionen 
zu erhöhen. Oder das ’City Women‘s 
Network’ (Informationen unter: http://




England gehen Initiativen, die mehr 
Frauen in Führungspositionen bringen 
sollen, zumeist von den Arbeitgeber-
verbänden aus und bleiben auch in 
der Evaluation der wirtschaftlichen 
Selbstkontrolle überlassen. ’Moni-
toring’ von betrieblichen Gleichstel-
lungsplänen findet fast ausschließlich 
im öffentlichen Sektor statt. Diese 
meist dezentralen Vereinbarungen 
haben nur begrenzte Verbindlichkeit. 
Die institutionelle indirekte Einbettung 
erfolgt durch die Kommission für die 
Gleichstellung und Menschenrechte 
(Equality and Human Right Com-
mission EHRC), die 2007 mit dem 
Gleichstellungsgesetz (Equality Act) 
von 2006 gegründet wurde und damit 
die 1975 gegründete Kommission 
für Chancengleichheit (Equal Op-
portunities Commission EOC), die 
Kommission für ethnische Gleichheit 
(Commission for Racial Equality CRE) 
sowie die Kommission für Behinder-
tenrechte (Disability Rights Commis-
sion DRC) ablöst. Damit verschwindet 
die Gleichstellungspolitik zwischen 
Mann und Frau hinter der Bekämp-
fung weiterer Diskriminierungsdimen-
sionen, wie ethnische Zugehörigkeit, 
Behinderung, Alter, religiöse Über-
zeugung, sexuelle Orientierung. Die 
britische Gleichstellungspolitik setzt 
auf die Sensibilisierung der Unter-
nehmen und der Bevölkerung und 
arbeitet mit nicht-staatlichen Akteuren 
eng zusammen. Die Maßnahmen 
bezüglich der Teilhabe von Frauen im 
Management bleiben aber zumeist 
auf Appelle an die Unternehmen, 
das Potenzial qualifizierter Frauen 
besser zu nutzen, beschränkt (Equal 
Opportunities Commission 2007). Der 
Dachverband der Britischen Arbeit-
geberorganisationen (Confederation 
of British Industry, CBI) unterstützt 
gleichstellungspolitische Themen im 
Sinne innovativer Personalpolitik und 
’good corporate governance’. Nach 
einer Studie verfügen knapp zwei Drit-
tel der Unternehmen mit mindestens 
10 Beschäftigten über eine formelle 
Gleichstellungspolitik. Bei größeren 
Unternehmen ist der Anteil höher 
als bei kleineren (Colclough 2004). 
Gleichstellungspolitik in diesem Sinne 
ist stark ökonomisch motiviert: Man 
kann im wirtschaftlichen Wettbewerb 
nicht auf die Arbeitskraft von Frauen 
verzichten.
• Auch in Deutschland wird vermie-
den, gesetzliche Vorgaben, wie etwa 
Frauenquoten im Management, zu 
schaffen. So bezieht sich die Legislati-
ve mehr auf indirekte allgemeine Anti-
diskriminierungsmaßnahmen, wie das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) von 200610 , das Gleichstel-
lungsdurchsetzungsgesetz11  (DgleiG) 
von 2001 aber auch auf zentrale ’Ver-
einbarung zwischen der Bundesregie-
rung und den Spitzenverbänden der 
deutschen Wirtschaft zur Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen 
und Männern in der Privatwirtschaft’ 
(Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 2001)12  
– die explizit die Erhöhung des Anteils 
von Frauen in Führungspositionen 
als Ziel einschließt – zur Umsetzung 
der Gleichstellung am Arbeitsmarkt. 
Außerdem wurde im Jahr 2006 eine 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
geschaffen.13  Dabei blieben direkte 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Teilhabe von Frauen im Management 
bis 2006 auf Vereinbarungen und 
Initiativen nichtstaatlicher Akteure14
beschränkt: Diese sind die Vergabe 
von Prädikate (TOTAL E-QUALITY 
und Genderdax) und die Entwick-
lung von Management-Instrumenten 
für eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (audit berufundfa-
milie®). Als Initiative der Wirtschaft 
wurde im Jahr 2000 das Projekt 
’Women in European Business’‚ von 
der Deutschen Bank ins Leben geru-
fen, das ein Frauen-Netzwerk für die 
Förderung des Zuganges von Frauen 
in Führungspositionen bildet und ein 
Cross-Mentoring-Programm anbie-
tet. Mit dem AGG steht ab 2006 eine 
rechtliche Grundlage zur Einforderung 
der ArbeitnehmerInnen auf gleiche 
Zugangsbedingungen zur Erwerbstä-
tigkeit zur Verfügung.
• In Österreich sind die Weiterfüh-
rung und der Ausbau frauenspezi-
fischer Netzwerke, von ’Mentoring’-
Programmen sowie die Erhöhung des 
Frauenanteils in Spitzenpositionen 
(vorrangig im öffentlichen Sektor) Teil 
des Regierungsprogramms bis 2010 
(vgl. Bundeskanzleramt 2008). Einige 




11 Informationen unter: 
http://217.160.60.235/BGBL/bgbl1f/
b101062f.pdf.
12 Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend: Vereinba-
rung zwischen der Bundesregierung und 
den Spitzenverbänden der deutschen 
Wirtschaft zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft vom 02.07.2001 (Informa-
tionen unter:  http://www.bmfsfj.de/Politik-
bereiche/gleichstellung,did=6408.html).
13 Informationen unter: http://www.anti-
diskriminierungsstelle.de/





nehmensebene sehen Pläne für die 
Gleichstellung der Geschlechter vor. 
Bei den Sozialpartnern, insbesondere 
bei der Arbeiterkammer in Österreich, 
gibt es Forderungen wie „Bewusst-
seinsbildungskampagnen, die freiwil-
lige Implementierung von Diversitäts-
maßnahmen sowie ein Festschreiben 
der Ziele im Corporate Governance 
Kodex“.15
• Spanien hat sich mittlerweile 
zu einem der Vorreiter in Sachen 
zentraler Gleichstellungspolitik und 
gesetzlicher Grundlagen für die 
Gleichstellung der Geschlechter am 
Arbeitsmarkt entwickelt. So wurde 
unter anderem die soziale Absiche-
rung von erwerbstätigen Müttern 
verbessert. Schon 2003 brachte das 
noch konservative Kabinett den ’IV. 
Plan de Igualdad de Oportunidades 
entre Mujeres y Hombres’ (IV. Plan 
zur Erreichung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern auch 2008) auf 
den Weg, in dem vor allem Gender 
Mainstreaming nach Vorbild der Welt-
frauenkonferenz (1995) im Mittelpunkt 
steht. Weiterhin wurde im selben Jahr 
der ’Plan Nacional contra la Discrimi-
nación Laboral de la Mujer’ (Nationale 
Plan zur Beseitigung der Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz) inkorporiert. Ein 
Meilenstein der Gleichstellungspolitik 
in Spanien ist das ’Ley orgánica para 
la igualdad efectiva de mujeres y 
hombres’ (LOIMH), das Anfang 2007 
in Kraft getreten ist.16  Es beinhal-
tet eine gesetzliche Regelung zur 
„ausgeglichene(n) Zusammensetzung 
von Frauen und Männern“ in den 
Aufsichts- und Verwaltungsräten in 
Handelsgesellschaften bis 2015 (Una 
presencia equilibrada de mujeres y 
hombres, Artikel 75 Absatz 1). 
• In Schweden müssen alle Arbeit-
geber, unabhängig vom Sektor, die 
zehn oder mehr Mitarbeiter beschäfti-
gen, einen jährlichen Gleichstellungs-
plan erstellen. Überwacht werden die 
Gleichstellungsmaßnahmen durch 
drei politische Instanzen: Die Division 
für Gleichstellung der Geschlechter, 
das Büro des Ombudsmanns für 
Gleichstellungsfragen und die Kom-
mission für Chancengleichheit. Im 
Jahr 2005 wurde für börsennotierte 
Unternehmen der „Corporate Gover-
nance Kodex“ geändert: Es wurde 
festgelegt, dass Frauen und Männer 
in den höchsten Verwaltungsgremien 
15 Informationen unter:  http://www.arbei-
terkammer.at/pictures/d51/Hintergrundin-
fo_Frauen_in_Vorstaenden.pdf




wogen verteilt sein sollten. Die Rege-
lungen in Schweden17  zeichnen sich 
durch ein hohes Maß an Verbindlich-
keit und institutioneller Begleitung aus. 
Die Umsetzung der Gleichstellungs-
pläne in Unternehmen wird durch den 
Ombudsmann für Gleichstellungs-
fragen begleitet und Versäumnisse 
auf Seiten der Unternehmen können 
von der Kommission für Chancen-
gleichheit (Jämställdhetsnämnden) 
mit Bußgeldern sanktioniert werden. 
Entscheidend sind die konkreten 
gesetzlichen Forderungen, die das 
Festlegen von Indikatoren und deren 
jährliche Überprüfung vorsehen.
• Seit dem Jahr 2006 verpflichtet 
auch die Gesetzgebung Norwegens 
durch das ’Lov om allmennaksjesels-
kaper’ (Public Limited Companies Act) 
Unternehmen mit einem Aufsichtsrat 
von zwei bzw. drei Mitgliedern, min-
destens eine Position im Aufsichtsrat 
mit einer Frau zu besetzen. In Unter-
nehmen mit Aufsichtsräten von 10 und 
mehr Mitgliedern müssen mindestens 
40 Prozent Frauen vertreten sein. 
Dieser Anteil wurde für börsenno-
tierte Unternehmen ab Januar 2008 
bindend.18  Parallel zur Einführung 
dieses Gesetzes hat der norwegische 
Arbeitgeberverband für Wirtschaft und 
Industrie (NHO) eine Datenbank mit 
über 400 Frauen, die einen Posten 
in einem Aufsichtsrat übernehmen 
würden, angelegt (NHO 2008). Das 
ebenfalls vom Arbeitgeberverband 
initiierte Programm ’Female Future’ 
hat die Netzwerkbildung und die För-
derung der Weiterbildung für Frauen 
zum Ziel. 
• In Frankreich wurden bis zur Ver-
abschiedung des Gesetzes ’Génisson’ 
zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern im Beruf im Jahr 2001 nur 
wenige Maßnahmen zur Förderung 
der Gleichstellung zwischen Mann 
und Frau in der Privatwirtschaft 
beschlossen. Das Génisson-Gesetz 
führte zur Initiierung einiger weniger 
Gleichstellungspläne in Frankreich.19
Dazu gehören die Vereinbarung zwi-
schen den Sozialpartnern von 2004 
(Accord national interprofessionnel) 
und auch freiwillige Verträge (alle drei 
Jahre Pflicht) zwischen Unternehmen 
17 Vgl. Gesetz über Chancengleichheit 
(Jämställdhetslagen) von 1977, 1991 
erneuert und an EU-Recht angeglichen.
18 Hier ist allerdings anzumerken, dass 
die Mehrheit der Unternehmen in Norwe-
gen nicht börsennotiert ist.
19 Die Sozialpartner sind durch das 
Gesetz verpflichtet, sektor- und unter-
nehmensspezifische Verhandlungen zur 
Gleichstellung der Geschlechter zu führen.
und Staat sowie Verträge zwischen 
Staat, Arbeitgeber und Individuum. Mit 
der Unterzeichnung solcher freiwillig 
vereinbarten Verträge können Unter-
nehmen finanzielle Hilfen zur Förde-
rung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern vom Staat in Anspruch 
nehmen. Weiterhin wurde mit dem Rat 
zur Bekämpfung von Diskriminierung 
und für Gleichheit (Haute Autorité de 
Lutte contre les Discriminations et 
pour l’égalité, HALDE)20  im Jahr 2004 
eine Instanz gegründet, die Aktionen 
zur Prävention von Diskriminierung 
und zur Förderung der Gleichheit u. a. 
mit den Sozialpartnern und den Un-
ternehmen durchführt und im Fall von 
Diskriminierung berufen werden kann. 
Für die Förderung des Zuganges von 
Frauen in Führungspositionen werden 
von der HALDE insbesondere Maß-
nahmen unterstützt, die auf Diversity 
Management in Unternehmen und 
auf Transparenz der Rekrutierungs-
prozesse abzielen (HALDE 2008). 
Wie in Deutschland gibt es Initiativen 
von Prädikatsvergaben, die von den 
staatlichen Institutionen unterstützt 
werden (siehe z.B. das sogenannte 
Label Egalité).21
•   Diese kurze Darstellung exempla-
rischer Initiativen in den ausgewählten 
Ländern zeigt sowohl die Bandbrei-
te der Akteure, die im Bereich der 
Förderung des Zugangs von Frauen 
zu Führungspositionen aktiv sind, 
als auch die Instrumente, die für die 
Förderung des Zugangs von Frauen 
zu Führungspositionen angewendet 
werden.22  Das Ziel einer Verbesse-
20 Accord national interprofessionnel 
(Vereinbarung zwischen den sozialen 
Partnern 2004, Informationen unter: 
http://www.travail-solidarite.gouv.fr/IMG/
pdf/7bisANI2004.pdf).
21 Nicht-staatliche Initiativen sind die 
Charte de la diversité (Informationen unter: 
www.charte-diversite.com/), ORSE (Ob-
servatoire de la responsabilité sociétale 
des entreprises,Informationen unter: www.
egaliteprofessionnelle.org), Arborus (Infor-
mationen unter: http://www.arborus.org/) 
sowie PSA Peugeot Citroen: erstes Unter-
nehmen mit dem „Label Egalité“ (2005 und 
2007)  (Informationen unter: http://www.su-
stainability.psa-peugeot-citroen.com/em-
ployees/human-rights/indicators.htm).
22 Neuere Untersuchungen der OECD zu 
Maßnahmen der einzelnen Länder gegen 
Diskriminierung stellen fest, dass Antidis-
kriminierungsmaßnahmen und -gesetze 
auch die Kapazität haben, kulturellen Wan-
del einzuleiten und bislang gesellschaftlich 
akzeptiere Praktiken zu verändern und 
neu zu definieren (OECD 2008:184). Die 
OECD empfiehlt hinsichtlich der Bekämp-
fung geschlechtlicher Diskriminierungen 
vor allem: langfristige Investitionen in 
(Weiter)Bildung, auf Wachstum zielende 
Reformen zur Nachfragesteigerung nach 
ArbeiterInnen, um so Wettbewerbsatmo-
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rung des Zuganges von Frauen zu 
Managementpositionen und damit 
einer Erhöhung ihres Anteils an hö-
heren Positionen wird in den unter-
suchten Ländern zunehmend staatlich 
berücksichtigt und mehr oder weniger 
explizit formuliert. Doch nur in drei 
Ländern besteht explizit eine Ver-
pflichtung für Arbeitgeber im privaten 
Sektor zur Förderung der gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Frauen im 
Management. Zudem existieren in 
den Ländern zusätz-
liche nicht-staatliche 
Initiativen, die ebenfalls 
diesem Ziel folgen und 
eine wichtige Rolle 
spielen. Zusammenfas-
send kann festgestellt 
werden, dass sich 
direkte Regulierungen 
der Teilhabe von 
Frauen im Manage-
ment durch staatliche 






liche Akteure initiieren 
vorwiegen ’Mentoring’-
Programme, fördern Netzwerke und 
Weiterbildungsprogramme und setzen 
auf innovative Personalpolitik. 
Neben Schweden, Spanien 
und Norwegen, die aktuell auf 
staatliche Interventionen durch 
(Quoten)Regelungen der Teilhabe von 
Frauen in den Aufsichts- und Verwal-
tungsräten setzen, werden in Frank-
reich und seit 2006 auch in Deutsch-
land und England Maßnahmen durch 
(intensive) institutionelle Begleitung 
und Überwachung sowie gesetzliche 
Regelungen allgemeiner Gleichstel-
lung vorangetrieben. Konkrete staat-
liche Interventionen bezüglich der 
Teilhabe von Frauen im Management 
gibt es in diesen Ländern nicht: Die 
Vereinbarungen zeichnen sich zudem 
durch ein geringes Maß an Verbind-
lichkeit und Institutionalisierung aus 
und beruhen auf Freiwilligkeit und 
Selbstverpflichtungen. 
Soziale Praxis: Gender Gap 
im Management in Europa
Trotz vermehrter staatlicher und 
nicht-staatlicher Initiativen (sowie stei-
sphäre zu schaffen, die diskriminierende 
Stereotypen unterbindet, effektive Umset-
zung von rechtlichen Vorlagen sowie die 
Sanktionierung bei Nicht-Einhaltung sowie 
Institutionen installieret, die die Umsetzung 
sowie Durchsetzung von Anti-Diskriminie-
rungsvorlagen überwachen.
gender Bildungs- und Beschäftigungs-
raten, anhaltender Tertiärisierung23
und Einstellungswandel gegenüber 
der Erwerbstätigkeit von Frauen) 
stellen diverse Studien fest, dass der 
Anteil von Frauen in höheren Positi-
onen des Managements in der Privat-
wirtschaft in Europa ungeachtet einer 
leichten Steigerung auf niedrigem 
Niveau verharrt (Holst 2006; vgl. für 
Deutschland Kleinert 2006; Desvaux 
u. a. 2007; Europäische Kommission 
2008; Holst u. a. 2008; für die USA 
Catalyst 2009).24 Nur knapp 28 Pro-
zent derjenigen, die im Jahr 2008 
23 Vor allem der Anstieg von Beschäf-
tigungsraten im Finanz- und Dienstlei-
stungssektor.
24 Zu den wichtigsten Organisationen, 
die Daten für einen Länder-Vergleich von 
Führungskräften bereitstellen, gehören die 
OECD (’The Gender Institutions and Deve-
lopment Database’) und die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) (’LABORSTA’). 
Darüber hinaus bietet die Datenbank 
’SEGREGAT’‚ der ILO für den Zeitraum 
von 1970 bis 2000 Daten zu Frauen in 
verschiedenen Lebensbereichen in über 
200 Nationen an. Der Indikator zum Anteil 
von Frauen an Führungskräften wird auf 
Basis der ISCO88-Klassifizierung mit der 
Berufshauptgruppe 1, d. h. Führungskräfte 
im öffentlichen Dienst und in der Privat-
wirtschaft gemessen. Die Daten werden 
nicht für die Untersuchung herangezogen, 
da sie keine Unterscheidung zwischen 
dem privatwirtschaftlichen und öffentlichen 
Sektor erlauben. Auch die Datenbank 
’Gender Statistics Database‚ der United 
Nations Economic Commission for Europe’ 
(UNECE) enthält nach für Frauen und 
Männer differenzierte Daten zu verschie-
denen Themen wie z. B. zum Bereich 
’Public Life and Decision Making‚. Obwohl 
der Anteil an Frauen in Aufsichtsräten der 
größten Unternehmen eines Landes als 
Kernindikator in der von der UNECE-Task-
Force erstellten Indikatorenliste zu ’Public 
life and Decision Making’ betrachtet wird, 
enthält die Datenbank bis jetzt kaum Daten 
zum Thema Frauen in Führungspositionen 
in der Privatwirtschaft.  
wirtschaftliche Führungspositionen25
einnahmen, waren in Europa Frauen 
(Europäische Kommission 2009). In 
den höchsten Entscheidungsgremien 
der Privatwirtschaft, wie Geschäfts-
führung und Vorstand, liegt im Nor-
malfall eine noch höhere Unterreprä-
sentanz von Frauen vor (Holst 2005; 
Holst/Stahn 2007; Sealy u. a. 2008; 
Grant Thornton GmbH 2009). Im Um-
kehrschluss bedeutet dies, dass mit 
jeder Hierarchie-Stufe die Präsens 
von Frauen abnimmt. Dennoch, das 
Ausmaß des ‚Glass Ceiling Phäno-
mens’ variiert über die Zeit und von 
Land zu Land. 
Absolut betrachtet belegt Frank-
reich im Jahr 2008 mit einem Frauen-
anteil im Management von 39 Prozent 
den Spitzenplatz, gefolgt von Spanien 
mit 35 Prozent, sowie UK mit 33 Pro-
zent (siehe Tabelle 1). Deutschland 
und Österreich liegen mit 30 bzw. 
32 Prozent im Mittelfeld. Geringere 
Anteile haben Schweden mit 25 Pro-
zent und Norwegen mit 17 Prozent. 
England, Frankreich und Spanien wei-
sen somit einen konstant überdurch-
schnittlichen Anteil von Frauen im Ma-
nagement aus. Die anderen Länder 
liegen nahe des EU-27 Durchschnitts 
oder leicht darunter. 
Von 2007 auf 2008 konnten 11 der 
34 von der Europäischen Kommissi-
on auf der Datenbasis ’Frauen und 
Männer in Entscheidungspositionen’ 
zur Verfügung gestellten Länder einen 
Anstieg von ein bis vier Prozentpunkte 
verzeichnen. Darunter Deutschland 
und Frankreich mit je einem Prozent-
punkt (und Estland mit sechs sowie 
Belgien mit vier Prozentpunkten). Die 
Mehrheit der Länder weist jedoch 
einen Rückgang bzw. Stillstand auf. 
25 Hauptgeschäftsführer, Direktoren und 
Leiter kleiner Unternehmen, ISCO-88: 121 
und 13 (Europäische Kommission 2009).
Tabelle 1: Anteil der Frauen in Management (Privatwirtschaft) in 7 EU-Ländern, 2003 bis 2008 in Prozent  
– für 2008 absteigend sortiert –
  
Jahr  2003 2004 2005 2006 20071 2008 
EU-27 29 30 30 30 28 28 
        
LMEs   
England 32 32 33 33 34 33 
CMEs
Frankreich 36 35 36 36 38 39 
Spanien 32 30 31 31 34 35 
Österreich 29 28 28 28 33 32 
Deutschland 27 28 28 28 29 30 
Schweden  31 30 30 30 27 25 
Norwegen / / / / 21 17 
     
1 Anmerkungen: Von 2003 bis 2006 beziehen sich Führungspositionen auf ISCO (International Standard 
Classification of Occupations) Hauptgruppen 12 und 13 ab 2007 auf ISCO Hauptgruppen 121 (Direktoren und 
Hauptgeschäftsführer/innen) und 13 (Leiter/innen kleiner Unternehmen).  
Quelle: eigene Darstellung, Eurostat Datenbank, Arbeitskräfteerhebung (Labour Force Survey) 2009 
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Insbesondere die skandinavischen 
Länder (Finnland mit –3 Prozentpunk-
ten, Schweden mit –2 Prozentpunkten 
und Norwegen mit –4 Prozentpunk-
ten), aber auch die angelsächsischen 
Länder (UK mit –1 Prozentpunkten) 
zeigen einen geringeren Anteil an 
Frauen im Management für 2008. 
Ein Blick auf die jeweils 50 größ-
ten börsennotierten Unternehmen in 
den verschiedenen Ländern macht 
deutlich, dass der Frauenanteil in den 
höchsten Entscheidungsgremien in 
der Privatwirtschaft bis auf Norwegen 
weit geringer ist als in den Manage-
ment-Positionen insgesamt (siehe 
Tabelle 2). Im Jahr 2008 wurde im 
europäischen Durchschnitt eine von 
elf Positionen in Aufsichtsräten bör-
sennotierter Unternehmen durch eine 
Frau besetzt. Am höchsten war der 
Anteil mit 41 Prozent in Norwegen, 
also in dem Land, das die Erreichung 
einer Quote von 40 Prozent Frauen in 
Aufsichtsräten börsennotierter Unter-
nehmen bis Anfang 2008 gesetzlich 
vorschreibt. Auch Schweden kann mit 
fast einem Drittel einen relativ hohen 
Anteil von Frauen in den höchsten 
Entscheidungsgremien vorweisen. 
Nur knapp über dem EU-27 Durch-
schnitt liegen dagegen England und 
Deutschland. Einen deutlich unter-
durchschnittlichen Anteil von Frauen 
im Management weisen Spanien, Ös-
terreich sowie Frankreich aus. Für sie 
gilt es, besonders viel aufzuholen – 
wenngleich der Trend positiv ausfällt: 
Von 2003 auf 2008 konnten Spanien 
und Österreich – wenn auch auf nied-
rigem Niveau – den Anteil von Frauen 
in höchsten Entscheidungspositionen 
verdoppeln. Auch in Schweden, Nor-
wegen und Frankreich zeichnet sich 
über den Fünf-Jahres-Zeitraum ein 
Anstieg ab. In Deutschland hingegen 
stagniert der Trend und in England ist 
er sogar rückläufig.
Fazit und Diskussion
Aus den bisherigen Ergebnissen 
wird sichtbar, dass Frauen in den un-
tersuchten europäischen Ländern in 
unterschiedlichem Maße in Führungs-
positionen im Management und in 
den höchsten Entscheidungsgremien 
repräsentiert sind.26  Wenngleich das 
Ausgangsniveau des Frauenanteils im 
Management von 2003 über den Fünf-
Jahres-Zeitraum fast für alle Länder 
gehalten wurde, so zeichneten sich in 
den höchsten Entscheidungsgremien 
der Unternehmen einige Verände-
rungen ab. 
In Schweden und Norwegen sind 
Frauen unterdurchschnittlich im Ma-
nagement repräsentiert, aber dafür 
arbeiten in den höchsten Entschei-
dungsgremien in der Privatwirtschaft 
doppelt bis dreifach so viele Frauen 
wie im EU-27 Durchschnitt. Dieser 
Trend hat über die Zeit und insbeson-
dere nach Vorgabe durch gesetzliche 
Regelungen  noch zugenommen. In 
Frankreich, Spanien und Österreich 
zeigt sich der gegenläufige Trend: 
mehr Frauen als im EU-27 Durch-
schnitt arbeiten im Management, aber 
in den Aufsichts- und Verwaltungsrä-
ten sind Frauen höchst selten ange-
stellt. England und Deutschland bilden 
das Mittelfeld, in beiden Ländern sind 
auf beiden Hierarchiestufen knapp 
überdurchschnittlich viele Frauen be-
schäftigt – wenngleich der absolute 
Anteil von Frauen in den höchsten Po-
sitionen auf geringem Niveau liegt. 
Diese Ergebnisse können zum Teil 
auf die unterschiedlichen (politischen) 
Maßnahmen und Gleichstellungspo-
litiken der Akteure in den jeweiligen 
26 Im Zuge vertiefender Untersuchungen 
sind multivariate Analysen mit dem Euro-
pean Social Survey (für die Jahre 2002, 
2004 und 2006) geplant.
Ländern zurückgeführt werden. Wenn-
gleich die Maßnahmen in der Praxis 
unterschiedliche Auswirkungen und 
Bedeutung haben, so zeigen ver-
bindlichere Vorgaben doch positive 
Auswirkungen vor allem auf die höch-
sten Managementpositionen. Bisher 
scheint die ‚höchste gläserne Decke’ 
in Frankreich, Österreich und Spani-
en – aber auch in Deutschland und 
England auf etwas höherem Niveau 
– nur mithilfe von Vereinbarungen 
und nicht-staatlichen Initiativen (wie 
Gleichstellungspläne der Unterneh-
men) unüberwindbar. Aktuelle Re-
gulierungen wie in Spanien greifen 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht. In 
Norwegen und Schweden hingegen 
zeichnen sich bereits erste Verände-
rungen auf Grundlage der staatlichen 
Interventionen ab. 
Die Länder Europas stehen vor 
großen Herausforderungen, was die 
Gewährleistung der Chancengleich-
heit in Managementpositionen der 
Privatwirtschaft betrifft. In den näch-
sten Jahren wird es darum gehen, die 
positiven Entwicklungsansätze der 
vergangenen Jahre auszubauen und 
den Anteil von Frauen im Manage-
ment weiterhin nachhaltig zu erhöhen. 
Die Effektivität von Maßnahmen zur 
Erhöhung der 
Repräsentanz 
von Frauen in 
wirtschaftlichen 
Spitzenpositionen 








keit und dem 
Institutionalisie-
rungsgrad eben 
dieser ab. Neben 
gesetzlichen 
Regelungen und 
Vorgaben sind demzufolge auch die 
Unternehmensseite, mit konkreten 
Maßnahmen zu einem zahlenmäßig 
ausgeglichenerem Verhältnis von 
Frauen und Männern (im Sinne des 
Gender Mainstreaming), sowie die 
Sozialpartner gefordert. Dazu müssen 
die jeweiligen Ziele der Akteure klar 
definiert und offen gelegt werden. 
Ausschlaggebend dürften zudem die 
parallelen Initiativen und das Ausmaß 
von Gleichstellungsmaßnahmen im öf-
fentlichen Sektor sein. Gemeinsames 
Ziel muss es sein, neben direkten 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Teilhabe von Frauen im Management 
Tabelle 2: Anteil der Frauen unter den Mitgliedern der höchsten Entscheidungsgremien der 50 größten 
börsendotierten Unternehmen in 7 EU-Ländern, 2003 bis 2008 in Prozent – für 2008 absteigend sortiert –
  
Jahr  2003 2004 2005 2006 2007 2008 
EU-27 10 10 10 10 10 11 
        
LMEs   
England 14 13 13 12 12 12 
CMEs
Norwegen 32 25 31 36 34 41 
Schweden  18 22 24 24 24 27 
Deutschland 11 13 13 13 11 13 
Frankreich 6 6 7 8 9 9 
Spanien 3 3 4 5 6 8 
Österreich 3 6 7 5 5 6 
     
Quelle: eigene Darstellung, Europäische Kommission, DG EMPL, Datenbank über Frauen und Männer in 
Entscheidungsprozessen, 2009.  
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auch die horizontale Segregation 
am Arbeitsmarkt abzubauen und die 
Beschäftigungsrate von Frauen zu 
erhöhen, d. h. insbesondere die Mög-
lichkeiten einer vollen Partizipation am 
Arbeitsmarkt im Sinne von Vollzeitar-
beit zu gewährleisten. 
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